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Judikatur
Haftung für umstürzende Bäume1)

Der OGH hat mit U v 29. 11. 2011, 2 Ob 203/11h, die Bauwerke-
haftung gem § 1319 ABGB auch auf umstürzende (tote) Bäume
ausgedehnt. Eine aufgrund eines Sturmes umstürzende Pappel
hat einen Autofahrer getötet und einen weiteren schwer verletzt.
Begründet hat der OGH die Haftung va damit, dass der Besitzer
eine in einer ÖNORM vorgesehene regelmäßige Kontrolle der
Verkehrssicherheit des Baumes unterlassen habe.

Keine Auskunft über Strafen
Mit Erk v 28. 9. 2011, 2009/04/0205, hat der VwGH entschieden,
dass eine Bekanntgabe, welche und wie viele Verwaltungsstraf-
verfahren gegen ein bestimmtes Unternehmen rechtskräftig ver-
hängt worden sind, nicht zu den Umweltinformationen nach
§ 2 UIG zu zählen ist. Dabei konnte sich der VwGH sogar auf
ein EuGH-Judikat mit Österreichbezug stützen (12. 6. 2003,
C-316/01) und erkannte weiters, dass ein solches Auskunftsbe-
gehren auch im Lichte des § 8 Abs 4 Z 3 DSG nur zulässig wäre,
wenn berechtigte Interessen des ASt überwiegen würden.2)

Luftverkehr unterliegt dem Emissionshandel
Wenngleich die Begründung der E des EuGH durchwegs hinter-
fragenswürdig ist, hat das europäische Höchstgericht am 21. 12.
2011 erwartungsgemäß entschieden, dass die RL 2008/101/EG,
mit der der Luftverkehr in das System für den Handel mit
CO2-Emissionszertifikaten einbezogen wird, jedenfalls gültig ist.
Auch verstößt die Anwendung des Emissionshandelssystems
für die Luftfahrt und die Anknüpfung an die Starts und Landun-
gen innerhalb der EU nicht gegen die Grundsätze des Völkerge-
wohnheitsrechts oder das „Open-Skies“-Abkommen (C-366/10).

Lkw-Fahrverbot als Dauerbrenner
Wie bereits zuvor ist das Land Tirol auch mit einer neuen Va-
riante eines sektoralen Lkw-Fahrverbots für Lkw über 7,5 t, die
bestimmte Güter befördern, auf einem Teilstück der Inntalauto-
bahn (A12) vor dem EuGH gescheitert (EuGH 21. 12. 2011,
C-28/09). In dem Vertragsverletzungsverfahren gegen die Re-
publik hat der GH den Ausspruch der Verletzung der Verpflich-
tung aus Art 34 f AEUV durch Österreich ua damit begründet,
dass es weit weniger eingreifende Maßnahmen geben würde,
deren Funktionieren bspw effizientere Kontrollen von Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen durch Exekutivorgane sicherstel-
len würden.

Legistik
EZG 2011 und Zuteilungsregeln3)

Mit dem EZG 2011 sind insb die Vorgaben der Emissionshandels-
RL in nationales Recht umgesetzt worden. Va ist der geänderte Zu-
teilungsmechanismus (nicht mehr alle erhalten Gratiszertifikate)
in Versteigerungsform als Neuerung anzusprechen. Dabei wird
nicht mehr auf Prognosen der Entwicklung der jeweiligen Unter-
nehmen, sondern auf historische produktbezogene Benchmark-
Daten abgestellt werden. Außerdem ist der nationale Zuteilungs-
plan durch eine Liste von Anlagen „ersetzt“ worden. Darüber hi-
naus ist der Anwendungsbereich zB auf die Herstellung von
petro-chemischen Erzeugnissen oder bestimmte Emissionen im
Aluminiumsektor weiter ausgedehnt worden. Korrespondierend

dazu hat der BMLFUWEnde 2011 auch die V über die Zuteilungs-
regeln für die Handelsperioden ab 2013 erlassen.

CCS in Österreich verboten
Erwartungsgemäß hat es gegenüber dem Ministerialentwurf
(siehe RdU 2011/100) keine Änderung gegeben. Kurz vor dem
Jahreswechsel ist das CCS-G beschlossen worden, mit welchem
mit Ausnahme von Forschungsvorhaben ein generelles Verbot
der Speicherung von CO2 in Österreich erlassen worden ist.

Verwaltungsgerichtsbarkeitsreform4)

Das parlamentarische Verfahren zur Reform der Verwaltungsge-
richtsbarkeit ist mit der RV für eine Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Nov 2012 in Gang gesetzt worden. Nach langen Diskussionen soll
damit der Wildwuchs an zweitinstanzlichen SonderBeh des Bun-
des sowie der Länder durch ein (nahezu) generelles Verwaltungs-
gerichtsbarkeits-System ersetzt werden. Vorgesehen sind dabei
zwei Bundesverwaltungsgerichte (eines für Abgaben- und Fi-
nanzsachen) sowie neun Landesverwaltungsgerichte. Diese sollen
je nach Materienrecht die zweitinstanzlichen Verwaltungsbehör-
den gänzlich ersetzen. Nach einer E eines solchen Verwaltungsge-
richtes steht die dann als „Revision“ bezeichnete Beschwerde an
VfGH und VwGH zur Verfügung, welchen jedoch ein breites Ab-
lehnungsrecht eingeräumt werden soll. Ua für UVP-Verfahren
sieht die Nov eine Sonderbestimmung in Art 131 Abs 4 a B-VG
vor: Danach kann für UVP-Verfahren nach dem dritten Ab-
schnitt eine Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts be-
gründet werden (Stichwort Infrastruktursenat), ebenso für grenz-
überschreitende sonstige UVP-Vorhaben.

VO-Vorschlag für LIFE-Programm
Aufgrund eines Kommissionsvorschlages ist eine Fortsetzung des
bisherigen LIFE-Programms beabsichtigt, welches von 2014 bis
2020 aufgestellt sein wird und zu einer nachhaltigen Entwicklung
und zur Erreichung der Ziele der Strategie Europa 2020 beitragen
soll. Insb ist dabei an den Klimaschutz gedacht. Insgesamt soll ein
Finanzrahmen von über 3,6 Mrd Euro zur Verfügung gestellt
werden, wobei für die klimapolitischen Teilaspekte rund ein Vier-
tel vorgesehen werden soll. Die verbleibenden drei Viertel der
Mittel sollen – vereinfacht ausgedrückt – für die restlichen bereits
bisher im Rahmen des bekannten LIFE-Programms geförderten
Aktivitäten zur Verfügung gestellt werden.5)

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at;
einen Weblog, der Entwicklungen und Erkennt-
nisse tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zu-

kommen lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch
aus der Praxis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbei-
träge zum Umweltrecht.
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1) Umweltrechtsblog.at v 12. 1. 2012 (Haumer).
2) Umweltrechtsblog.at v 14. 12. 2011 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 15. 12. 2011 (Granner).
4) Umweltrechtsblog.at v 19. 12. 2011 (Raschauer).
5) Umweltrechtsblog.at v 2. 1. 2012 (Haumer).
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